
Bürgermeister Reinthaler eröffnet die 6. Gemeinderatssitzung im Jahr 2018 und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 

1. Grundsatzbeschluss Straße Aigner Hans-Peter 
Es soll ein Grundsatzbeschluss zum Bau der Straße Zufahrt Hans-Peter Aigner erfolgen, da-
mit die Ausschreibung erfolgen kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Grund, dass dieser TOP in der heutigen GMR-Sitzung behandelt wird, ist, dass den Anrai-
nern, vor allen aber den jetzt handelnden Gemeinderäten Informationen zu geben, die hiermit 
auch klar protokolliert sind. 



 
Laut Angaben des Bauwerbers, Herrn Hans-Peter Aigner ist es logistisch notwendig, dass der 
zu errichtende Betrieb auch über die bereits gewidmete öffentliche Verkehrsfläche Parzelle 
1106/5 erschlossen werden soll. 
Diese Parzelle 1106/5 wurde vor der Umwidmung der Grundstücke, auf denen nun der Betrieb 
erweitert werden soll, als öffentliche Verkehrsfläche mit Bescheid vom 12.3.1997 abgetreten.  
Erst im Jahr 2007 und 2008 erfolgte die Umwidmung der nun zu bebauenden Grundstücke 
Aigner von Dorfgebiet auf Mischbaugebiet.  
Die Protokolle des Gemeinderates aus den Jahren 2007 und 2008, die diese Umwidmung hin-
sichtlich Einleitung und Beschluss betreffen, werden dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 
Selbstverständlich sind die Bedenken der Anrainer nachzuvollziehen, allerdings sind sie für 
die nun zu treffende Entscheidung, die Planung für den Bau der längst gewidmeten Straße zu 
beauftragen, nicht maßgebend. 
 
Festzuhalten ist, dass ich als Bürgermeister sehr wohl versucht habe, Anrainerinteressen schon 
vor deren Kenntnis des Bauvorhabens zu vertreten, indem ich den Ortsbildbeirat mit diesem 
Projekt befasst habe.  
 
Das Ergebnis dieser Stellungnahme des Ortsbildbeirates hat z.B. festgelegt, dass die ursprüng-
lich geplante Höhe von ca. 21 m auf höchstens 15,5 m reduziert wurde. 
 
Selbstverständlich habe ich/wir im Gemeindeamt vorerst mehr Kontakt mit dem Bauwerber 
gehabt, mir dadurch aber Befangenheit zu ihm zu unterstellen, weise ich strikt zurück. 
 
Im Gegenteil, ich habe versucht, in einer gemeinsamen Veranstaltung am 5.11.2018 hier im 
Gemeindeamt, bei der neben Vertretern jeder Fraktion auch unser Ortsplaner, Herr Kubernat 
und der Leiter des Bezirksbauamtes Ried, HR DI Schwendinger auch die unmittelbaren Anrai-
ner anwesend waren, diese zu informieren. 
Hier wurde aber auch von unabhängigen Sachverständigen klar zum Ausdruck gebracht, dass 
für den Bau und Betrieb dieses Gebäudes eine gewerberechtliche Verhandlung abzuführen ist 
und hier die Anrainerrechte im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen berücksichtigt wer-
den. Es wurde aber auch klar gesagt, dass diese Rechte auch beschränkt sind (bestehender 
Umgebungslärm im Verhältnis zu dem zu erwartenden LKW-Verkehr, ...) 
 
Festzuhalten ist auch, dass betroffene Anrainer vom Bauwerber auch angeboten wurde, Grund-
stücke und Liegenschaften abzulösen. 
 
Nachdem von einigen Anrainern nun eine andere Planung des Baus und eine Änderung der Zu- 
und Abfahrt über die bestehende Einfahrt erfolgte und dies den Fraktionen ÖVP, SPÖ und 
Grüne Ende November ohne Einbindung von mir oder eines Fraktionsmitgliedes der FPÖ we-
gen angeblicher Befangenheit erfolgte, habe ich am 9.12.2018 (Sonntag!) diesen Plan dann 
doch erhalten und diesen an einem Sonntagnachmittag an den Bauwerber, mit dem bis dorthin 
die Anrainer über diesen Plan noch nicht gesprochen haben und auch noch nicht zur Kenntnis 
gebracht wurde, übermittelt. 
Leider ist laut seinen Angaben diese Planung für ihn in seinem Betriebsablauf nicht möglich 
und kann daher nicht umgesetzt werden. 
Abschließend ist festzuhalten, dass die Bedenken der Anrainer verständlich sind, ich als Bür-
germeister, aber auch die Mitglieder des Gemeinderates auf die Gesetze angelobt sind und uns 
daran zu halten haben.  



Fakt ist, dass dem Bauwerber die Planung eines gewidmeten Grundstückes nach seinen wirt-
schaftlichen und betriebswirtschaftlichen Erfordernissen zusteht.  
Inwieweit für den Bau oder Betrieb dann Auflagen, Einschränkungen und der gleichen erfol-
gen, wird die gewerberechtliche Verhandlung ergeben. 
 
Im Zuge einer Rechtsauskunft – eingeholt am 11.12.2018 beim OÖ Gemeindebund hat Herr 
Mag. Flotzinger folgendes mitgeteilt: 

• In der Gewerbeverhandlung muss neben anderen Kriterien auch ein verkehrstechni-
sches Gutachten eingeholt werden, indem die Verkehrsanbindung geklärt wird. 

• Diese Verkehrsanbindung ist im § 20 OÖ Straßengesetz geregelt. Hier ist die Anbin-
dung dieser Gemeindestraße an die Osternacher Landesstraße durch die Landesstraßen-
verwaltung zu beurteilen. 

• Die allfällige Genehmigung oder Versagung ist dann nicht Gegenstand des Gemeinde-
rates, sondern der Baubehörde, sprich des Bürgermeisters. 

• Informativ hat Mag. Flotzinger auch angeführt, dass auch das Verfahren eines Bebau-
ungsplanes über diese Widmungsfläche möglich wäre. 

 
 

Beratung: 
GR Brandstötter erklärt, dass dieser ohne Einreichplan nicht der Planung zustimmen wird. Er 
möchte erst einen Einreichplan haben, dann möchte dieser über die Planung entscheiden. 
GR Mayr möchte wissen, um was jetzt beraten wird. Ihm wird erklärt, dass es rein um die 
Vergabe der Planung geht. Er ist der Meinung, dass der Punkt dann falsch beschrieben wurde 
mit „Grundsatzbeschluss Straße Aigner Hans-Peter“. Er versteht auch weiters nicht, warum der 
Gemeinderat sich so mit dem Thema der Erweiterung der Nudelfabrik beschäftigen muss. 
Der Amtsleiter erklärt, dass er ohne Einreichplan sowieso keine Straße bauen kann, da er Wis-
sen müsse, wo Kanal, Wasser, Oberflächenwässer usw. verlegt werden muss. 



GR Bögl erklärt, dass er heute ohne Projekt bzw. Planung nicht mehr eine Fläche umwidmen 
lassen möchte. Er sehe derzeit nicht die Möglichkeit über die Zustimmung der Planung, da 
eben noch keine Einreichung von Plänen erfolgt ist. 
GR Bachmayer erklärt, dass die Parzelle, wo das Betriebsgebäude erweitert wird, von der der-
zeitigen Betriebseinfahrt angebunden ist. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann die Planung zur Errichtung der Straße auf der Par-
zelle 1106/5 abgestimmt. Sollten im Zuge des gewerblichen Verfahrens zum Bau der geplan-
ten Lagerhalle der Firma Innviertler Eierteigwaren Auflagen für diese neu zu errichtende Stra-
ße vorgeschrieben werden, sind diese selbstverständlich schon aufgrund gesetzlicher Bestim-
mungen umzusetzen. 
Dem Antrag wird mit 7 Ja-Stimmen (GR Doblmayr, GR Burgstaller, GR Seeger-Wiesinger, 
GR Hölzl, GR Redhammer, GR Badergruber, GR Reinthaler) zugestimmt. 5 Nein-Stimmen: 
GR Standhartinger, GR Bachmayr, GR Deschberger, GR Büchl und GR Hofinger. 7 Enthal-
tungen: GR Brandstötter, GR Gumpoltsberger, GR Bögl, GR Wagner, GR Mayr, GR Partinger 
und GR Schrattenecker. 
 
Die Gemeinderatssitzung wird um 20.14 Uhr unterbrochen und um 20.25 Uhr wird mit dem 
nächsten Punkt weitergemacht. 

 
2. Kassenkredit 2019 

Die Angebotseröffnung vom 30. November 2018 für den Kassenkredit 2019, ergab folgende 
Reihung: 
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Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Kassenkredit in der Höhe von EUR 640.000,00 an die 
Raika Innkreis Mitte zu den angeführten Bedingungen einstimmig beschlossen. 
 
 
Darlehensurkunde: 
Die Darlehensurkunde wird dem Gemeinderat mittels Beamer vollinhaltlich zur Kenntnis ge-
bracht. Laut Voranschlag 2019 betragen die Ordentlichen Einnahmen EUR 2.704.900,00 die dar-
aus resultierende Kassenkreditsumme beträgt EUR 676.000,00. Die Gemeinde Ort nimmt jedoch 
nur EUR 640.000,00 auf. 

 



 

 



Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann die Darlehensurkunde für den Kassenkredit in der Hö-
he von EUR 640.000,00 an die Raika Innkreis Mitte zu den angeführten Bedingungen einstimmig 
zur Kenntnis genommen. 
 
 
3. Hebesätze 2019 
Die Hebesätze für das Jahr 2019 sehen wie folgt aus: 
Die Kanalbenützungsgebühr wird von € 4,19 auf € 4,21 und die Anschlussgebühren für Kanal 
und Wasser werden ebenfalls nach Angaben des Landes OÖ angepasst. 
 
der Grundsteuer für land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit 

500,00 v.H. des Steuermessbetrages 

der Grundsteuer für Grundstücke (B) mit 500,00 v.H. des Steuermessbetrages 
   
der Lustbarkeitsabgabe   Laut Verordnung 
   
der Hundeabgabe  Laut Verordnung 
   
der Kanalbenützungsgebühr gem. § 4(2)  
Gebührenordnung 

3,83 € 
4,21 € 

pro m³ und Einheit exkl. MwSt. 
pro m³ und Einheit inkl. MwSt. 

Grundgebühr für unbewohnte Objekte 100,00 € 
110,00 € 

exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 

   
der Wasserbenützungsgebühr gem. § 4 (2) 
Gebührenordnung mit 

1,67 € 
1,84 € 

pro m³ exkl. MwSt. 
pro m³ inkl. MwSt. 

   
des Elternbeitrages  
für den Kindergartentransport mit 

12,00 € Transportvergütung inkl. MwSt. 
je am Transport teilnehmenden Kind 

Bastelbeitrag Kindergarten 80,00 € jährlich inkl. MwSt. 
   
Der Müllabfuhrgebühr:   
a) je abgeführte Mülltonne 
    mit 90 Liter Inhalt inkl. Biotonne  

11,50 € inkl. MwSt. 

b) je abgeführte Mülltonne 
    mit 90 Liter Inhalt ohne Biotonne 

10,50 € inkl. MwSt. 

c) je abgeführtem Container  
     mit 800 Liter Inhalt  

105,00 € inkl. MwSt. 
 

d) je abgeführtem Container 
    mit 1100 Liter Inhalt 

140,70 € Inkl. MwSt. 

e) je abgeführtem Müllsack 
     mit 90 Liter Inhalt  

10,50 € inkl. MwSt. 
zusätzlich Gebühr für Sack  

f) Grundgebühr je Haushalt/Jahr 10,00 € inkl. MwSt. 
g) zusätzlich SESO-Mittel 4,80 € Inkl. MwSt. 
   
 

Anschlussgebühren:   
Wasserversorgungsanlagen:   
Mindestanschlussgebühr 2.014,00 € 

2.215,40 € 
exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 

Bemessungsgrundlage bis 200 m² 12,50 € 
13,75 € 

exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 



                                   über 201 m² 8,40 € 
9,24 € 

exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 

   
Abwasserentsorgungsanlagen:   
Mindestanschlussgebühr 3.359,00 € 

3.694,90 € 
exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 

Bemessungsgrundlage bis 200 m² 21,00 € 
23,10 € 

exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 

                                   über 201 m² 13,60 € 
14,96 € 

exkl. MwSt. 
inkl. MwSt. 

 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden werden die Hebesätze für das Jahr 2019 in zur Kenntnis gebrachten 
Umfang einstimmig beschlossen. 
 
 
4. Voranschlag 2019 
Der Vorsitzende berichtet, dass der ordentliche Haushalt bei Einnahmen und Ausgaben von EUR 
2.704.900,00 ausgeglichen erstellt wurde. Die Gemeinde bekommt für die Gemeindefinanzie-
rung Neu rund EUR 86.000,00. An den außerordentlichen Haushalt konnten Zuführungen von 
EUR 140.500,00 vorgesehen werden.  
 
Der außerordentliche Haushalt konnte bei Einnahmen und Ausgaben von EUR 876.300,00 aus-
geglichen budgetiert werden. 
 
Die Detailsummen sehen wie folgt aus und sollen vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen 
werden:  

 



 
 
 

 
 

 
 
 
 



Dienstpostenplan: 
 

Allgemeine Ver-
waltung 

    

1 VB GD 11.1  Amtsleiter 
1 VB GD 16.3 I/c Buchhalter 
1 VB  GD 20.3 I/c Bauamt 
1 VB  GD 20.3 I/d Bürgerservice 
Kindergarten     
2,56 VB KBP I L/l 2b 1 KG-Pädagogin 
0,61 VB KBP I L/l 2b 1 1 KG-Pädagogin 
0,50 VB  GD 22.3  VBI/e KG-Helferin 
0,78 VB  GD 22.3 I/e ad personam An-

drea Brunninger I/d 
KG- Helferin u. Busbe-
gleitung 

0,50 VB GD 22.3 I/e ad personam Chris-
tine Rachbauer I/d 

KG- Helferin u. Busbe-
gleitung 

0,50 VB GD 25.1 II/p5 Raumpflege Kinderg. 
Handwerklicher 
Dienst 

    

1 VB GD 19.1 II/p3 ad personam 
Kinzlbauer Manfred VB 
II/p2 

Bauhof-Facharbeiter 

1 VB  GD 19.1 II/p3 Bauhof-Facharbeiter 
1 VB GD 21.1 II/p4 Schulwart 
0,50 VB  GD 25.1 II/p5 Raumpflege GdeAmt 

 
Beratung: 
GR Bachmayr, GR Brandstötter und GR Mayr erhalten auf Fragen allgemeine Antworten vom 
Amtsleiter. 
GR Mayr erklärt, dass die Wirtschaftsförderung nicht heißt, dass Firmen von der Gemeinde ge-
fördert werden. 
 
Beschluss: 

• Antrag Ordentlicher Haushalt: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Ordentliche Haushalt für das Jahr 2019 mit ausgegliche-
nen Einnahmen in der Höhe von EUR 2.704.900,00 und Ausgaben in der Höhe von EUR 
2.704.900,00, somit ausgeglichen einstimmig beschlossen. 
 

• Antrag Außerordentlicher Haushalt: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Außerordentliche Haushalt für das Jahr 2019 mit Ein-
nahmen von EUR 876.000,00 und Ausgaben in der Höhe von EUR 876.300,00 und somit ausge-
glichen einstimmig beschlossen. 
 

• Antrag Dienstpostenplan 2018: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Dienstpostenplan in der zur Kenntnis gebrachten Form 
einstimmig beschlossen. 
 
 
 
 



5. MFP 2019-2023 
Die Freie Finanzspitze ist durchwegs positiv. Das heißt, dass die Gemeinde Mitteln für den 
außerordentlichen Haushalt zur Verfügung stellen kann. Im Jahr 2020 fällt sie von EUR 
156.000,00 auf rund EUR 105.000,00 aufgrund einer Abfertigung. Im Jahr 2021 steigt diese 
wieder auf rund EUR 210.000,00 an. 

 

 
 

 
 



 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 

 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Mittelfristige Finanzplan in der zur Kenntnis gebrachten 
Form für den Zeitraum 2019 – 2023 einstimmig beschlossen. 

 
 
6. Prioritätenreihung 
Aufgrund Schreiben von der IKD (Wegeerhaltungsverband) ist die Prioritätenreihung wie folgt 
zu ändern. 
 

Prioritätenreihung Ort im Innkreis 
 
 

1. Kommunalfahrzeug Ankauf 
2. Ankauf Zahrer Gelände 
3. Wegeerhaltungsverband 2019 
4. Feuerwehrhaus Sanierung Umbau 
5. Straßenbau 2020 
6. Erweiterung Proberaum Musikverein 
7. Dachsanierung Volksschule 

 
Beratung: 
AL Mittmannsgruber erklärt, dass er die Reihung betreffend des Hochwasserschutzes ändern 
möchte. Der Hochwasserschutz wird mehr kosten als veranschlagt gewesen ist. 
Es entsteht eine Diskussion betreffend den Planungskosten des Ingenieurbüros Wölfle. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird die erstellte Prioritätenreihung in der zur Kenntnis gebrach-
ten Form für den Zeitraum 2019 – 2023 einstimmig beschlossen. 
 
 



 
7. Bericht PA 18.10.2018 
Der Vorsitzende übergibt das Wort an die Obfrau des Prüfungsausschusses und bittet um ihren 
Bericht.  

 



 
 
Beratung: 
Es entsteht eine Diskussion betreffend dem Woodstock der Blasmusik und Elwood. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird das Protokoll von der PA-Sitzung vom 18.10.2018 einstim-
mig zur Kenntnis genommen. 



 
 
8. Bericht PA 26.11.2018 
Der Vorsitzende übergibt das Wort an die Obfrau des Prüfungsausschusses und bittet um ihren 
Bericht.  
 

 



 
Beratung: 
GR Standhartinger erklärt, warum dieser Wasser beim Hydranten entnimmt. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird das Protokoll von 26.11.2018 einstimmig zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
9. Grundsatzbeschluss Grundstücksverkauf Tiefentaler 

Herr Tiefenthaler Alois, Ort Nr. 38, hat auf einem DKM-Auszug gesehen, dass das öffentliche 
Gut in seine Parzelle Nr. 182/2, mit einem Ausmaß von ca. 18 m2 hineinragt. Er hat seine Par-
zelle Nr. 182/2 bereits eingezäunt angekauft und ist davon ausgegangen, dass der Zaun auch 
die Grundstücksgrenze ist. Er möchte nun die Situation bereinigen und diese 18 m2 aus der 
Parzelle Nr. 1520/1 ankaufen. 
 

 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 



 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann die Teilfläche des öffentlichen Gutes 1520/1 wie in der 
Natur im Ausmaß von 18 m2 zum Preis von EUR 20,00/m2 an Herrn Alois Tiefenthaler als Anrai-
ner der Parzelle 182/2 zu verkaufen einstimmig beschlossen. 
 
 
10. Grundsatzbeschluss Grundstücksverkauf Parz. 574/1 IBP Immobilien 

Die Firma IBP Immobilien möchte das Grundstück 574/1 (Nr. 7) von der Gemeinde Ort er-
werben. Der Gemeinderat soll heute den Grundsatzbeschluss dazu fassen. 
 

 
 
Beratung: 
GR Brandstötter möchte in einen Firmenbuchauszug von der Firma IBP Einsicht nehmen. Bei 
der nächsten Sitzung in welcher der Kaufvertrag beschlossen wird, möchte dieser in den Fir-
menbuchauszug Einsicht nehmen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird die Parzelle 574/1 im Ausmaß von 676 m2 mit den be-
kannten Forderungen der Gemeinde (Bauzwang, Index, und Reihenhäuser) an die Firma IBP 
Immobilien zu verkaufen, wird einstimmig beschlossen. 

 
 
11. Kaufvertrag Parz. 574/18 Pointner  

Der Kaufvertrag mit Herrn Stefan Pointner betreffend Verkauf Parzelle 574/18 mit 1.233 m². 
Der Entwurf sieht wie folgt aus: 



 







 







 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Verkauf der Parzelle 574/18 laut vorliegendem Kaufver-
trag des Notariats Mag. Schauer aus öffentlichem Gut der Gemeinde Ort im Innkreis an Herrn Ste-
fan Pointner einstimmig beschlossen. 
 
 
12. Kaufvertrag Parz. 574/12 Babic 

Der Kaufvertrag mit Herrn Jedinko Babic und Frau Blazenka Babic betreffend Verkauf Par-
zelle 574/12 mit 968 m². Der Entwurf sieht wie folgt aus: 
 



 







 



 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann der Kaufvertrag zum Verkauf der Parzelle 574/21 an 
Herrn Jedinko Babic und Frau Blazenka Babic mit 17 Ja-Stimmen beschlossen. Enthalten haben 
sich GR Brandstötter und GR Gumpoltsberger. 
 
 
13. Kaufvertrag Parz. 574/11 Sahanic/Muratovic 

Der Kaufvertrag mit Herrn Amer Sahanic und Frau Medina Muratovic betreffend Verkauf 
Parzelle 574/11 mit 995 m². Der Entwurf sieht wie folgt aus: 



 







 



 
Beratung:  
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Kaufvertrag zum Verkauf der Parzelle 574/12 an Herrn 
Amer Sahanic und Frau Medina Muratovic einstimmig beschlossen. 
 
14. Auflassung öffentliche Straße Huber Transporte 

In der GR-Sitzung vom 20.03.2018 wurde bereits der Grundsatzbeschluss gefasst, dass ein 
Teilbereich der Straßen Parzelle 1523 an die Firma Huber Transporte GmbH abgetreten wird. 
In diesem Zuge ist daher die Teilfläche der Parzelle 1523 mit 534 m², als öffentliche Straße 
aufzulassen. Im Zuge des Auflageverfahrens wurden keine Einwände erhoben und es soll 
somit nachstehende Verordnung vom GR beschlossen werden. 
 
In diesem Fall genügt für die Auflassung öffentlichen Gutes, ein Antrag gem. § 15 Liegen-
schaftsgesetz und eine formlose Vereinbarung über den Verkauf. Dies soll im Zuge dieses 



TOP beschlossen werden. Der Kaufpreis wurde vom GMR mit EUR 20,00/m2 bereits früher 
festgelegt. Die Kosten der Verbücherung sind vom Käufer zu tragen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beratung: 
GR Doblmayr regt an, dass der Preis etwas ansteigen sollte. Er wäre dafür, dass alle Flächen, wel-
che noch vom Hochwasserschutz betroffen sind mit EUR 20,00 veräußert werden. Für alle weite-
ren Flächen, welche noch auftauchen, soll der ortsübliche Preis bezahlt werden. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird die zur Kenntnis gebrachte Verordnung zur Auflassung einer 
Teilfläche der öffentlichen Parzelle 1523 einstimmig beschlossen. 



Weiters, über Antrag des Vorsitzenden wird die öffentliche Straße der Parzelle 1523 aus öffentli-
chen Gut laut vorliegender Vereinbarung an die Firma Huber Transporte zu veräußern, einstim-
mig beschlossen. 
 
 
15. Subvention Pfarrmusik 

Der Vorsitzende spricht das Ansuchen vom 08.11.2018 an. Die Pfarrmusik weist auf finanzi-
elle Belastungen (Jugendausbildung, Bekleidung und Instrumente) hin. Mit der Subvention 
können die Reparaturen der Instrumente nicht finanziert werden und deshalb bittet die Pfarr-
musik um eine Erhöhung der Subvention. Im Vorjahr betrug die Subvention EUR 4.000,00. 

 
Beratung: 
GR Brandstötter fragt an, ob ein Mietvertrag immer noch berechtigt ist. Ihm wird vom Amtsleiter 
erklärt, dass jeder Verein, welcher Gemeindeeigentum benützt, einen Miet- bzw. Pachtvertrag ha-
ben sollte. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird ein Subventionsbetrag von EUR 4.575,00 an die Pfarrmusik 
Ort im Innkreis einstimmig beschlossen. 
 
 
16. Faktionswahl Grüne 
Der Vorsitzende berichtet, aufgrund des Todes von Frau Wiesholzer Gertrude am 21.10.2018 und 
dem damit verbundenen Mandatsende die Nachwahl als Ersatz in zwei Ausschüssen erfordert. 
Der Vorsitzende erklärt, dass diese Wahl offen gemacht werden kann. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden, dass die Fraktionswahl der Grünen Ort im Innkreis offen abgehal-
ten werden kann, wird einstimmig beschlossen. 
 
Die Wahlvorschläge sind von der Fraktion die GRÜNEN Ort im Innkreis abzustimmen. 
Ersatzmitglied AUSSCHUSS für Umwelt, Jugend, Familie, Senioren und Integration 
 
Wahlvorschlag: Dominik Brunner 
 
Beschluss: 
Über Befragen des Vorsitzenden wird der Wahlvorschlag einstimmig beschlossen. 
 
Die Wahlvorschläge sind von der Fraktion die GRÜNEN Ort im Innkreis abzustimmen. 
Ersatzmitglied VERBANDSAUSSCHUSS des RHV Mittlere Antiesen 
 
Wahlvorschlag: Josef Standhartinger 
 
Beschluss: 
Über Befragen des Vorsitzenden wird der Wahlvorschlag einstimmig beschlossen. 
 
 
17. Spende Sitzungsgeld 

Zurzeit sind am Sparbuch EUR 2.155,00. Die Spende soll in diesem Jahr dem Kindernest zu-
gutekommen. 



 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird das Sitzungsgeld von dieser Sitzung für das Orter Kinder-
nest gespendet. 

 
 
18. Allfälliges 

• Probebohrung – Schreiben Christoph Reisegger – Klarstellung 
Der Vorsitzende bringt das Schreiben von Christoph Reisegger den Gemeinderat zur 
Kenntnis. 
 

• Kommunale Kooperationsräume – Information 
Mitte Jänner gibt es wieder ein weiteres Treffen betreffend den Kooperationsräumen. 
 

• HW-Schutz – Kostenüberschreitung 
AL Mittmannsgruber bringt die Kostenüberschreitung dem Gemeinderat zur Kenntnis. 
 

• Dank der Pensionistenvereine, aber auch verschiedener anderer Vereine für die ge-
währte Unterstützung 
Bürgermeister Reinthaler spricht im Namen aller Vereine, welche eine Unterstützung er-
halten haben, einen Dank aus. 
 

• Innviertler Eierteigwaren  
Es wird über die Widmungsfrage wieder diskutiert. 
 

• Mediaanlage 
AL Mittmannsgruber erklärt, dass die Mediaanlage von den Architekten nicht ausgeschrie-
ben worden ist. Es wird jetzt eine Alternative gesucht. 

 
 
19. Fragestunde SPÖ 

 
 
 


